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GG Art* 14 Ea, Sb; BundesbauG § 95 Abs. 2 Nr* 2

Einem angemessenen Angebot Im Sinne des § 95 Abs* 2 
Nr* 2 BBauG, von dem der Enteignungsbegünstigte später 
wieder abgerückt i s t ,  fe h lt schlechthin die Eignung, 
den Stichtag für die Preis Verhältnisse festzulegen*
Daher sind bei der Bemessung der Entschädigung auch 
die Preis Veränderungen zu berücksichtigten, die in  dem 
Zeitraum zwischen dem Zugang des Angebots und seiner 
Rücknahme oder Einschränkung eingetreten sind (Ergänzung 
zu BGHZ 61, 240).
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Der III« Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die Mündliche Verhandlung vom 26. Februar 1976 
durch die Richter Dr. Krohn, Dr« Tidow , Dr« Peetz , 
I»ohMann und Boujong für Recht erkannt:

Auf die Revision der Eigentümerin wird 
das U rte il des Senats fü r Bauland Sachen 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
Hanburg vom 7* SepteMher 1973 I m Kosten­
punkt und insoweit aufgehoben f a ls  zum 
Nachteil der Eigentümerin erkannt worden 
ist«

In diesem Umfang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisions rechtszuges, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen«

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die b e te ilig te  Bundesrepublik und die b e te ilig te  
Eigentümerin s tre ite n  um die Höhe der Enteignungsent- 
Schädigung fü r die 2*370 qm große Teilfläche 403 A des 
Flurstücks 4^5 in Diese Teilfläche
i s t  zugunsten der Bundesrepublik für den Bau der Bundes­
autobahn "Westliche Uhgehung enteignet worden«
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Die entzogene Fläche war Teil des etwa 39 m breiten 
und ca« 306 m tie fe n , f a s t  rechteckig geschnittenen, 
19.724 qm großen Flurstücks m  , das zwischen den Straßen 
Am Radeland und EUemweg liegt« Die Parzelle ^ 5  ge­
hört wiederum zu einem aus mehreren - ö rtlich  nicht zu­
sammenhängenden - Flurstücken bestehenden, 88 «182 qm 
großen «bebauten, landw irtschaftlich genutzten Grund­
stück«

Das Flurstück ^ 5  war im Baustufenplan fü r 
vom 28. Dezember 1954 in  der Fassung vom 17* Mai 1957 
a ls  Industriegebiet, jedoch im Baustufenplan von 
vom 25« Februar 1958 als Außengebiet aus gewiesen« Nach 
dem Aufbauplan für die Freie und Hansestadt H m  vom 
16« Dezember I960, der a ls  Flächennutzungsplan fo r t-  
g i l t ,  so llte  das Flur stück ^ 5  in seinem südlichen Bereich 
von der Trasse einer geplanten Seehafen bahn durchschnitten 
werden; der nördliche Teil wurde für A rbeitss tä tten , der 
südliche a ls Außengebiet vorgesehen« In diesem südlichen 
Teil des Flurstücks l ie g t  die Teilfläche f f  5 A; sie i s t  
im Bebauungsplan H M Ü 2 4  vom 7« Januar 1969 als 
Stra ßenf 1 äche aus gewie sen •

Die Freie und Hansestadt H S H B  t r a t  Mitte 1968 
für die Bundesrepublik wegen des Erwerbs der Teilfläche 

A an die Eigentümerin heran« Sie u n te rb re ite te  der 
Eigentümerin am 10« Februar 1969 "vorbehaltlich der Zu­
stimmung der beschlußfassenden Gremien11 ein Kaufangebot 
über 30 DM/qm« Die Eigentümerin lehnte diesen Preis ab 
und forderte  ih re rse its  einen Betrag von 45 DM/qm«
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Daraufhin beantragte die Bundesrepublik bei der 
Enteignungsbehörde, die Teilfläche zu ihren Gunsten 
zu enteignen und sie  vo rzeitig  in  den Besitz einzu­
weisen. In der Verhandlung über die Besitzeinweisung 
am 17. April 1969 bot die Bundesrepublik der Eigen­
tümerin gegen Überlassung des Besitzes eine Mindest­
entschädigung von 15 DM/qm und einen weiteren Betrag 
wan 15 DM/qm in  Anrechnung auf die noch zu ermittelnde 
Ent eignungs ent Schädigung an. Die Eigentümerin lehnte 
diesen Vorschlag ab.

Durch Beschluß vom 24. April 1969 wies die fioteignungs- 
behörde die Bundesrepublik in  den Besitz der Teilfläche ein . 
Der hiergegen von der Eigentümerin gerich te te  Antrag auf 
gerich tliche Entscheidung b lieb  in  zwei Instanzen e rfo lg lo s .

Mit Beschluß vom 26. April 1971 hat die Sotei gmmgs- 
behörde die Teilfläche 0 5  A zugunsten der Buadesrepüblik 
enteignet. Zugleich hat s ie  die Entschädigung für Grund 
und Boden auf 42.660 DM (18 DM/qm) und die Entschädigung 
für sonstige Vermögens nach te i le  (Kosten eines von der 
Eigentümerin zugezogenen Rechtsanwalts) auf 1.109* 55 DM 
fe s tg e se tz t•

Die Bundesrepublik hat am 25* August 1971 einen Ärt- 
schädigungsbetrag von 26.600 DM sowie weitere 5*250 DM 
für an te ilig e  Zinsen an die Eigentümerin gezahlt.

Die Bundesrepublik und die Eigentümerin haben Antrag 
auf gerich tliche Entscheidung g e s te l l t .  Die Bundesrepublik 
hat eine Herabsetzung der Entschädigung auf einen Betrag
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yon 29*625 DM (12,50 DM/<jb) und eine entsprechende Er­
mäßigung der Anwal tskosten, die Eigentümerin eine Er­
höhung der Entschädigung auf 57,50 DM/qm begehrt*

Das Landgericht hat den Antrag der Bundesrepublik 
zurückgewiesen und auf den Antrag der Eigentümerin die 
Entschädigung fü r Grund und Boden auf 44.162 DM (ca* 
18,60 DM/qn) fe s tg e se tz t.

Mit Berufung und Anschlußberufung haben die Bundes­
republik und die Eigentümerin ihre erstinstanzlichen An­
träge w eiterverfo lg t.

Das Oberl andesgericht hat auf die Berufung der 
Bundesrepublik in  Abänderung des EnteignungsbeSchlusses 
die Entschädigung fü r Grund und Boden auf 36*893 DM und 
die Vertretungskosten auf 932,66 DM herabgesetzt. Die 
Anschlußberufung der Eigentümerin wurde zurückgewiesen*

Mit ih rer Revision e rs tre b t die Eigentümerin die 
Festsetzung der Entschädigung für Grund und Boden auf 
37,50 DM/qm und die Erhöhung der Vertretungskosten auf
1.109»53 DM. Die Bundesrepublik b i t t e t ,  die Revision 
zurückzuweisen•

E n ts c h e i d u n g  ffWinri «

I .

1. Das Berufungsgericht hat die "Q ualität" der en t­
eigne ten Teilfläche 0 5  A nach dem Zustand des Grundstücks
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an 7. Januar 1969» den Zeitpunkt des In k rafttre ten s 
des Bebauungsplans H lH H B  24, bemessen. Die Annahne 
eines früheren Bewertungs Stichtages hat es n i t  der Be­
gründung abgelehnt, die abzutretende Fläche s e i ,  be‘vor 
der Bebauungsplan rechtsverbindlich geworden s e i ,  nicht 
durch Maßnahnen vorbereitender Planung von der konjunk­
tu re llen  Weiterentwicklung abgeschnitten worden« Vor 
diesen Zeitpunkt se i eine Enteignung der Fläche noch 
nicht mit der erforderlichen Sicherheit zu erwarten 
gewesen« Diese Erwägungen zur Vorwirkung einer späteren 
Enteignung entsprechen in Ausgangspunkt der Rechtsprechung 
des erkennenden Senats (vgl« Senatsurteile in WM 1974,
764, 733 - insoweit in  BGHZ 62, 303 nicht abgedruckt -  
und in BGHZ 63» 240, 242T; 64 , 382 , 384; HuBla, Baurecht 
1971, 82 ff)«

Nach den Ausführungen des Berufungsgerichts wurde 
die entzogene Fläche im gesunden Grundstücksverkehr bis 
zu dem genannten Zeitpunkt ungeachtet der vor auf gegangenen 
PlanungsmaBnahmen als Gelände mit geringer Bauerwartung 
eingeschätzt« Die Feststellung, wie der Grundstücksmarkt 
auf vorbereitende Planungen re a g ie rt hat, l ie g t  w eit­
gehend auf dem Gebiet ta tr ic h te r lic h e r  Würdigung (Senats­
u r te ile  in BauR 1972, 162 und WM 1974, 784). Sie läß t 
h ie r einen Rechtsfehler zum Nachteil der Revisions führ erin  
nicht erkennen«

2« Die Revision wendet sich gegen die Annahme des 
Berufungsgerichts, an dem genannten Stichtag habe nur 
eine geringe Bebauungserwartung bestanden« Sie rü g t, das 
Berufungsgericht habe bei der Q ulitätserm ittlung e in se itig



-  7 -

auf die planerische Ausweisung der Fläche, nicht 
aber -  wie geboten -  auf die Bewertung auf den a llge­
neinen Grundstücksmarkt abgestellt«

Dieser Rüge muß der Erfolg versagt bleiben«

Die Bebauungserwartung kann, wie in  der Recht­
sprechung des Senats anerkannt i s t ,  auch von der Planung 
nitbeeinfluBt werden (vgl« Kröner, Die Eigentumsgarantie 
in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, 2« Aufl«,
S, 115 f)« Diese bestimmt indes nicht a lle in  die Qualität 
des Grundstücks; sie steht vielmehr in Wechselwirkung zu 
den sonstigen wertbildenden Faktoren wie z«B« Lage, 
verkehrsmäßige Erschließung usw. (BGHZ 63, 240, 244)« 
Vorbereitende und unverbindliche Planungen, die ein Grund­
stück nicht a ls  Baugelände vor sehen, schließen nicht aus, 
daß es gleichwohl in  die Baulandqualität hineinwächst«
Es i s t  durchaus möglich, daß die Bauentwicklung auf noch 
uner schlossen es Gelände hinführt und der Grundstücksmarkt 
dem schon Rechnung trägt«

Diese Grundsätze hat das Berufungsgericht beachtet«
Es hat im Anschluß an die Ausführungen des Gutachter­
ausschusses rechtsbedenkenfrei dargeleg t, daß der en t­
zogenen Teilfläche eine gewisse Bauerwartung zuzubilligen 
i s t ,  obwohl s ie  im Bebauungsplan ü f liH H i 24 led ig lich  
als Außengebiet ausgewiesen war. Diese (geringe) Chance, 
daß die Fläche später Baulandeigenschaft erlange, hat 
das Oberlandesgericht ohne Rechts verstoß daraus herge­
l e i t e t  , daß sich in  der Nähe b e re its  einzelne Industrie­
betriebe angesiedelt hatten , westwärts Gelände fü r «in
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größeres Unternehmen erschlossen worden und nördlich 
der Teilfläche 9 5  A gelegenes Gelände im Aufbauplan 
als A rbeitsstättengebiet vorgesehen war* Es 1st aus 
Rechtsgründen auch nicht zu beanstanden, daß das Beru­
fungsgericht fü r das Gelände südlich der geplanten 
Trasse der Seehafenbahn und damit auch für die Fläche 
9 5  A nur eine Bauerwartung geringen Grades angenommen 
hat. Bel dieser Beurteilung durfte  es neben den unzu­
reichenden Sielverhältnissen auch berücksichtigm 9 daß 
das Grundstück im Aufbauplan led ig lich  a ls  Außengebiet 
ausgewiesen war.

3* Eine höhere Bauerwartizig b i l l ig t  das Berufungs­
gericht der abgetretenen Fläche e rs t für die Zeit ab 
Ju li 1969 zu, a ls  das Entwicklungsmodell für H H Ü 9  
und Umgebung vom Hai 1969 ln der Ö ffentlichkeit bekannt 
geworden war. Nit Recht hat Jedoch das Berufungsgericht 
diese Entwicklung des Geländes zu einer höheren Q ualitäts­
stufe wegen der Festlegung des Bewertungs Stichtages auf 
den 7. Januar 1969 (vgl. zu 1) außer Betracht gelassen.

Demgegenüber v e r t r i t t  die Revision den Standpunkt, 
es müßten auch Qualitätsverbesserungen eines Grundstücks, 
die in dem Zeitraum zwischen der Aufstellung des Bebauungs­
plans und der Entscheidung der Enteignungsbehörde einge­
tre ten  sind, noch berücksichtigt werden. Der erkennende 
Senat hat indes diese Auffassung bere its  ln seinem U rte il 
vom 22. Mai 1967 - I I I  ZR 121/66 -  (HJW 1967, 2306) ab­
gelehnt. An dieser Entscheidung, die auch im Schrifttum 
Zustimmung gefunden hat (Scfarödter, BBauG, 3. Aufl.
§ 95 Anm. 4; Schmidt-Aßmann ln Emst/Zinkahn/Bielenberg, 
BBauG, § 93 Anm. 95) i s t  festzuhalten . Im übrigen hat
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die Revision nicht auf gezeigt» inwiefern der a ls 
Straßen fläche ans gewiesene Grund S tückste il noch an 
der Weiterentwicklung des Geländes zu einer höheren 
lu a litä ts s tu fe  hätte teilnehnen können«

I I .

1« Das Berufungsgericht geht bei der Bemessung der 
Enteignungsentschädigung davon aus» daß der Verkehrs- 
wert der ent eigneten Fläche vom 17. April 1969 maß­
gebend sei» da die Bundesrepublik der Eigentümerin zu­
mindest an diesem Tage ein angemessenes Angebot unter­
b re ite t  habe (§93 Abs. 2 Er« 2 BBauG). Die Bundes­
republik habe zwar ih r  Angebot mit Schriftsatz  vom 
19. Januar 1972 eingeschränkt• Dennoch könne dem ursprüng­
lichen Angebot die Wirkung» den Stichtag fü r die P re is-  
Verhältnisse, festzucLegen» nicht gänzlich abgesprochen 
werden. Vielmehr seien grundsätzlich die Preissteigerun­
gen unberücksichtigt zu lassen» die vor dem Zeitpunkt 
der Rücknahme oder Einschränkung des Angebots (19. Januar 
1972) eingetreten se ien . Durch das Angebot vom 17. April 
1969 sei der Wert auf den angemessenen Preis von 13 DM/qm 
festge leg t worden. Auf die hiernach geschuldete Entschädi­
gung von 33*330 DM habe die Bundesrepublik indes inner­
halb angemessener F ris t nach der Festsetzung am 23. August 
1971 nur 26.600 DM gezahlt. Bezüglich des n ich t ausge­
zahlten Restbetrages von 8.930 DM verschiebe sich der 
BewertungsStichtag auf den Zeitpunkt der le tz ten  münd­
lichen Verhandlung in  der Tatsacheninstanz (11. Ju li  1973)*
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Dieser Betrag se i wegen des zwischenzeitlichen P re is ­
anstiegs für Grundstücke um 15 % auf 10*293 DM zu er­
höhen , was eine Gesamtent Schädigung von 36*893 DM für 
die entzogene Fläche ergebe*

2* Gegen diesen Berechnungsmodus erhebt die 
Revision durchgreifende Bedenken*

a) Es kann dah ingeste llt b leiben, ob es sich bei 
dem nach Einleitung des Ent eignungsverfahr ens im Rahmen 
von Verhandlungen über eine Einigung (§110 BBauG) unter­
b re ite ten  Verschlag überhaupt ud ein Angebot im Sinne 
des § 93 Abs* 2 Nr* 2 BBauG handelt* Selbst wenn man 
diese Frage bejahen w ollte , würde ein solches Angebot 
h ie r n icht zugunsten der Bundesrepublik wirken* Vie der 
erkennende Senat mehrfach ausgesprochen hat, e n tfä l l t  
die Sperrwirkung des § 93 Abs* 2 Nr. 2 BBauG, wenn der 
Ent eignungsbegünstigte zwar zunächst ein angemessenes 
Angebot gemacht hat, aber dann im Verfahren vor der Ent­
eignung sbehörde oder im anschließenden gerichtlichen Ver­
fahren bean trag t, die Entschädigung auf einen unter dem 
Angebot liegenden Betrag festzusetzen (Senatsurteile in  
WM 1971 , 946; BGHZ 61 , 240, 243 f f ;  vom 23. Juni 1975 
- I l l  ZR 86/72 -  S. 13 f f ) .

Das Berufungsgericht w ill die Rechtswirkung des 
§ 93 Abs* 2 Nr. 2 BBauG noch für den Zeitraum gelten 
lassen , während dessen der Enteignungsbegjünstigte sein 
ursprüngliches Angebot in  vollem Unfange aufrecht e rh ie l t ,  
also b is zum 19. Januar 1972; der von dem Senat auf ge­
s te l l te  Grundsatz s o ll  dagegen e rs t von dem Zeitpunkt
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der Rücknahme oder der Einschränkung des Angebots ab 
anzuwenden sein* Zur Begründung bezieht sich das Ober­
landesgericht auf die von dem erkennenden Senat in  der 
in  WM 1971 , 946 veröffentlichten Entscheidung angestellte  
Erwägung, durch die Rücknahme des Angebots werde dem 
Exit eignungsbetroffenen die Möglichkeit abgeschnitten, 
das Angebot wenigstens später anzunehmen, um so noch 
rech tze itig  vor weiteren Preissteigerungen den Entschädi­
gungsbetrag werterhaltend anlegen zu können. Da dem Be­
troffenen diese Möglichkeit e rs t  genommen werde, wenn 
der Begünstigte sein Angebot nicht mehr au frech terha lte , 
sei es gerech tfertig t, die Sperrwirkung der angeführten 
Vorschrift e rs t  von diesem Zeitpunkt ab wegfallen zu 
la ssen •

b) Dieser Betrachtungsweise kann nicht gefolgt 
werden •

i

Der Senat hat in  den nach Erlaß des Berufungsurteils 
ergangenen Entscheidungen vom 27. September 1973 (BGHZ 61, 
240) und vom 23. Juni 1975 - I I I  ZR 86/72 - S. 13 f f ,  die 
mit dem U rte il in  WM 1971 , 946 e ingele ite te  Rechtsprechung 
über die Unbeachtlichkeit nicht aufrecht erhaltener Ange­
bote weitergeführt• Er hat vor allem darauf ab g es te llt, 
daß es dem Grundsatz rechts s taa tlic h e r Verwaltung und 
dem Gebot konsequenten Verhaltens widerspreche, wenn 
der Begünstigte von einem angemessenen Angebot nachträg­
lic h  wieder abrücke (BGHZ 61 , 240, 244),

In die son Falle e n tfa l te t  das Angebot nicht die 
Rechtswirkung des § 95 Abs* 2 Nr. 2 BBauG, und zwar auch 
nicht fü r den Zeitraum, für den es nicht ausdrücklich
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zurück genommen wurde. Im Hinblick auf die weittragenden 
Folgen, die an die einmalige Ablehnung des Angebots 
durch den Eigentümer geknüpft sind , würde es dem h ier 
ganz besonders zu beachtenden Grundsatz von Treu und 
Glauben widersprechen, wenn der Enteignungsbegünstigte 
sein Angebot in  der Folgezeit wieder zurücknehmen oder 
einschränken könnte, ohne auf die Vorteile des § 95 
Abs. 2 Nr. 2 BBauG verzichten zu müssen. Die schütz - 
würdigen Belange des Betroffenen gebieten es , die Vor­
sc h r if t  in diesem Sinne eng auszulegen. Hiernach f ä l l t  
es in den Risikobereich des Begünstigten, wenn er meint, 
berechtigten Anlaß zu haben, ein angemessenes Angebot 
später einzuschränken, diese Auffassung sich aber nach­
träg lich  a ls  unrichtig  erw eist. Es kann dahingestellt 
b leiben, ob dies se lb s t dann g i l t ,  wenn auch das neue, 
geringere Angebot noch angemessen i s t .  Denn h ier unter­
s c h r it t  der am 19. Januar 1972 angebotene Betrag von 
12,50 DM/qm den angemessenen P reis, der nach den rech ts­
irrtum sfreien Feststellungen des Berufungsgerichts damals 
schon über 18 DN/qm lag.

c) Entgegen der Meinung des Berufungsgerichts kommt 
es daher nicht darauf an, in  welchem Zeitpunkt dem Be­
troffenen die Möglichkeit abgeschnitten worden i s t ,  
auf das Angebot einzugehen. § 95 Abs. 2 Nr. 2 BBauG 
g ib t für eine derartige ze itlich e  Begrenzung seines An* 
Wendungsbereichs n ich ts her. Zudem sprich t gegen die 
Argumentation des Berufungsgerichts, daß h ie r aus der 
Anfechtung des Entschädigungsfestsetzungsbeschlusses 
mit dem Ziel einer Ermäßigung der Entschädigung nicht
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ohne weiteres der Schluß gezogen werden kann, die 
Bundesrepublik habe bis zu diesem Zeitpunkt zu ihrem 
Angebot gestanden«

Es i s t  auch unerheblich, ob die Rücknahme oder 
die Einschränkung des Angebots auf die Entschließungen 
des Betroffenen konkreten Einfluß aus ge übt hat oder 
hä tte  ausüben können« Vielmehr i s t  dem Angebot, von 
dem der Snteignungsbegünstigte später abrückt, generell 
die Beachtung zu versagen«

Dem s teh t n icht entgegen, daß der erkennende Senat 
in den angeführten Entscheidungen darauf verwiesen hat, 
dem Betroffenen werde durch den Widerruf oder die Ein« 
Schränkung des Angebots die Möglichkeit genommen, durch 
dessen nachträgliche Annahme den R echtsstreit zu v e r­
meiden oder rasch zu beenden. Damit hat der Senat nicht 
eine Voraussetzung für die Unbeachtlichkeit des Angebots 
umschrieben« Er hat vielmehr b e isp ie lh a ft e r lä u te r t, 
daß dem Betroffenen die berechtigte Wahrnehmung seiner 
Belange erheblich erschwert werden könne, wenn der Be­
günstigte ein angemessenes Angebot später unterschreite«
Eine solche Erschwernis hat der Senat w eiter darin  e rb lick t, 
daß der S tre it der Parteien um die Höhe der Entschädigung 
durch ein solches widersprüchliches Verhalten des Be­
günstigten regelmäßig verschärft werde.

Zudem hat der erkennende Senat in  BGHZ 61 , 240, 244 
betont, daß nicht auf die hypothetische Entwicklung im 
E inzelfa ll abzuheben ist« Ebenso wenig i s t  von Bedeuttang,

!

i

j
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ob das zunächst un te rb re ite te  Ent Schädigung senge bot 
objektiv zu hoch war« Auch wenn das der Fäll war, 
b le ib t der EnteignungsbegUnstigte v e rp f lic h te t , dafür 
zu sorgen, daß der Betroffene den vollen Ausgleich für 
den ihm genommenen Wert e rh ä lt. Auf ein  Verschulden oder 
sonstige subjektive Unstände i s t  daher nicht abzustellen 
(vgl. Senatsurteil vom 23. Juni 1975 - I I I  ZR 86/72 - ,
S. 15; vgl. auch BGHZ 61 , 240, 244).

3. Bas Berufungsurteil kann daher mit der gegebenen 
Begründung nicht gehalten werden. Die bisherigen t a t ­
sächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts gestatten  
dem Senat auch keine abschließende Entscheidung. Daher 
muß das angefochtene U rte il im Kostenpunkt und, soweit zum 
Nachteil der Eigentümerin erkannt worden i s t ,  aufgehoben 
und die Sache an die Vorinstanz zurüekverwiesen werden.

a) Entgegen der Ansicht der Revision hat die Unbeacht­
lich k e it des später eingeschränkten Angebots vom 17. April 
1969 nicht zur Folge, daß schlechthin die Preis Verhältnisse 
im Zeitpunkt der le tz ten  mündlichen Verhandlung in der 
gerichtlichen Tatsacheninstanz der Entschädigungsberechnung 
zugrunde zu legen sind. Vielmehr i s t  grundsätzlich der 
Zeitpunkt maßgebend, in dem die Enteignungsbehörde über 
den Antrag entscheidet (§95 Abs. 1 Satz 2 BBauG). Der 
Entschädigungsbetrag fü r die entzogene Fläche i s t  von der 
Enteignungsbehörde für April 1971 auf 42.660 DM (2. 370 qm 
zu je 18 DM) festgese tz t worden. Es i s t  aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgericht im Anschluß 
an den Gut acht er aus schuß und in  Übereinstimmung mit dem 
Landgericht und der Enteignungsbehörde den Verkehrswert
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der abgetretenen Fläche für den genannten Zeitpunkt 
auf 18 DM/qm geschätzt hat. Die Revision erhebt inso­
w eit keine Rügen.

b) Die Bundesrepublik hat jedoch auf die am 
26. April 1971 rich tig  festgese tz te  Sotschädigungs- 
summe von 46 660 DM am 23. August 1971 led ig lich  
26 600 DM, also 16 060 DM zu wenig, e n tric h te t. Ss 
f ä l l t  in  den Verantwortungsbereich der Bundesrepublik, 
daß sie den letztgenannten Teilbetrag, bei dem es sich 
um eine erhebliche Summe handelt, n icht gezahlt h a t.
Daher verschiebt sich nach der Rechtsprechung des 
Senats (BGHZ 44, 52, 56; Kröner aaO S. 124 f )  angesichts 
des damals auf dem Grundstücksmarkt herrschenden P re is­
anstiegs der BewertungsStichtag für den Betrag von 
16 060 DM auf den Zeitpunkt der le tz ten  mündlichen Ver­
handlung in  der Tatsachen Instanz. Das sachverständig 
beratene Oberlandes gericht hat die von April 1971 bis 
zur BerufungsVerhandlung am 11. Ju li 1973 eingetretene 
Preiserhöhung rechtsbedenkenfrei auf 15 % veranschlagt.
Der Betrag der nicht aus gezahlten Re sten t Schädigung 
h ä tte  daher für den genannten Stichtag von 16 060 DM 
um 15 % (2 409 DM) auf 18 469 DM her auf gesetzt werden 
müssen.

Der Senat vermag nicht auszuschließen, daß se ith er 
ein w eiterer Preisanstieg zu verzeichnen i s t .  Bin solcher 
müßte im Hinblick auf die Ausgleichsfunktion der Ent­
eignung sent Schädigung ebenfalls berücksichtigt werden.
Das Berufungsgericht wird daher entsprechende Feststellungen 
für den Zeitraum vom 12. Ju li 1973 bis zum Zeitpunkt der



le tz ten  mündlichen Verhandlung in  der Berufungsinstanz 
nach Zurückverweisung der Sache zu tre ffe n  haben.

I I I .

Für die erneute Verhandlung und Ent scheid tug wird 
auf folgendes hingewiesen:

1. Das Berufungsgericht i s t  bei der Berechnung der 
Zinsen (§99 Abs. 3 BBauG) von zutreffenden Rechts grm d- 
Sätzen ausgegangen. Allerdings ergeben sich nunmehr für 
die einzelnen Zeitabschnitte im Hinblick auf die obigen 
Ausführungen andere verzinsliche Beträge.

2. Auch die Ausführungen des Berufungsgerichts zur 
Erstattung der Vertretungskosten sind im Ansatz rich tig  
(vgl. auch BGHZ 61 , 240 , 247 ff)* Allerdings hat das 
Berufungsgericht den S treitw ert des Besitzeinweisungs­
verfahrens auf ein D ritte l des Grund Stücks wertes veran­
schlagt. Nach der neueren Rechtsprechung des Senats i s t  
Jedoch als S treitw ert in  der Regel ein Bruchteil von
20 % des Grundstücks wertes anzunehmen (BGHZ 61 9 240, 232). 
Schon aus diesem Grunde sind die Gegenstandswerte für 
das Besitzeinweisungsverfahren abzuändem. Bei der Be­
rechnung der Gebühren für das Besitz einweisungsverfahren 
wird ferner die Übergangs Vorschrift des Art. 3 § 1 des 
Gesetzes zur Änderung kostenrechtlicher Vorschriften
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vom 29. Oktober 1969 (BGBl I S. 2049) ln  Betracht zu 
ziehen sein»

Dr. Krohn Dr. Tidow Dr. Peetz
Lohmann Boujong
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